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1. Ausgangslage und Fragestellung

Für den in Japan lebenden Ehemann einer verstorbenen Ehefrau wurde von der VB am Wohnsitz der Erblasserin eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB errichtet. Die zuständige Behörde ordnete die Siegelung der Erbschaft nach Art. 552 ZGB und die Errichtung eines Erbschaftsinventars nach Art. 553 Ziff. 1 ZGB an. Dem abwesenden Ehemann wurde von der zuständigen Behörde das Testament eröffnet (Art. 557 As. 1 ZGB)  und eine Kopie der letztwilligen Verfügung seiner Ehefrau zugestellt (Art. 558 Abs. 1 ZGB), die ihn darin gestützt auf Art. 477 Ziff. 2 ZGB enterbte, weil er seine familienrechtlichen Unterhaltspflichten nicht erfüllt hat.
Der Beistand erkundigt sich, ob

· er verpflichtet sei, den Vertretenen durch Zusendung des Erbschaftsinventars über die mutmassliche Höhe des Nachlasses von ca. Fr. 1'200'000.- zu informieren,

· es Aufgabe des Beistandes sei, für den Vertretenen die Witwerrente geltend zu machen,

· die Beistandschaft nach der Testamentseröffnung aufgehoben und dem Vertretenen zugemutete werden könne, selber einen Vertreter (Rechtsanwalt) zu bezeichnen.

2. Erwägungen

Das Erbschaftsinventar nach Art. 553 ZGB dient der Sicherung des Nachlasses. Es erbringt i.S. von Art. 9 ZGB den Beweis des Vorhandenseins von Vermögenswerten und von deren Zugehörigkeit zum Nachlass (Tuor/Schnyder 2002, S. 638). Es ist von Amtes wegen (Ziff. 1 und 2) oder auf Verlangen eines Erben anzuordnen. Es hat also neben dem reinen Sicherungs-zweck auch Informationscharakter, auch wenn es nicht der Schätzung einzelner Nachlass-werte mit zivilrechtlichen Folgen und nicht der Berechnung der Erb- und Pflichtteile dient (Tuor/Schnyder a.a.O.). Das kantonale Recht regelt, wem das Inventar zuzustellen ist; die gesetzlichen Erben haben jedoch zweifellos ein Recht auf Zustellung dieses Inventars.
Die Geltendmachung von Ansprüchen aus dem Tod des Erblassers ist primär Sache der interessierten Person. Nur wenn diese dazu nicht im Stande ist, stellt sich die Frage ihrer Vertretung (vgl. dazu die nachstehenden Ausführungen zur Errichtung der Beistandschaft).

Auch die Errichtung einer Vertretungsbeistandschaft ohne Einfluss auf die Handlungsfähig-keit der vertretenen Person darf bzw. muss nur errichtet werden, wenn eine besondere Schutz-bedürftigkeit besteht, d.h. wenn die zu vertretende Person nicht in der Lage ist, zweckmässig zu handeln und ihre Interessen selber zu vertreten (BSK-Langenegger Art. 392 N 5). Das Unvermögen, zweckmässig zu handeln und damit die Voraussetzung für die Beistandschaft ist nur dann gegeben, wenn durch die betroffene Person, die sich unmittelbar selber nicht oder nicht gehörig um die Wahrung ihrer Interessen kümmern kann, kein gewillkürter Vertreter i.S. von Art. 32 ff. OR mit der Interessenwahrung beauftragt werden kann. Diesem Sachverhalt ist das Unvermögen, die Handlungen eines Vertreters zu kontrollieren, gleichzusetzen. Die Fähigkeit die Tätigkeit eines Vertreters zu überwachen, ist nicht leichthin zu verneinen; an die Fähigkeit zur Überwachung dürfen keine allzu hohen Anforderungen gestellt werden (BSK-Langenegger Art. 392 N 6 mit zahlreichen Hinweisen).
Aus dem geschilderten Sachverhalt kann angenommen werden, dass ausschliesslich die Abwesenheit der betroffenen Person zur Errichtung der Beistandschaft geführt hat und dass keine anderen Gründe des Unvermögens, die eignen Interessen wahrzunehmen bestehen. Nachdem die notewendigen Massnahmen zur Sicherung des Nachlasses von den zuständigen Behörden veranlasst und der betroffenen Person das Testament eröffnet wurde, was offensichtlich nur möglich war, weil sie erreichbar war, kann ohne weitere Anhaltspunkte für ein bestehendes Unvermögen davon ausgegangen werden, dass sie die weitere Wahrnehmung ihrer Interessen selber sicherstellen kann. In Frage kommen die Anfechtung des Testamentes und die Geltendmachung allfälliger sozialversicherungsrechtlicher Ansprüche. Falls die betroffene Person dazu nicht in die Schweiz kommen will oder kann, ist ihr zuzumuten, in der Schweiz selber einen Vertreter zu bezeichnen.

3. Schlussfolgerungen

- Die vertretene Person hat einen Anspruch auf Kenntnis des Inventars; der Beistand ist
  deshalb legitimiert und verpflichtet, ihm ein Exemplar zuzustellen, wenn nicht das kantonale
  Recht die Zuständigkeit anders regelt.

- Wenn die vertretene Person im Sinne der Erwägungen fähig ist, ihre Interessen selber zu
  wahren, hat der Beistand die sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche nicht selber
  abzuklären.

- Wenn die besondere Schutzbedürftigkeit fehlt – aus dem geschilderten Sachverhalt ist eine
  solche nicht abzuleiten – kann die Beistandschaft aufgehoben werden. Es ist sogar fraglich,
  ob sie im vorliegenden Fall überhaupt hätte errichtet werden müssen oder ob nicht schon die
  Testamentseröffnung genügt hätte. Ohne Kenntnis vom Vorliegen entsprechender Umstän-
  de, geht der Gesetzgeber davon aus, dass mündige Personen ihre Interessen selbständig
  wahren. Die Vormundschaftsbehörde hat nur zu handeln, wenn sie Anhaltspunkte dafür hat, 
  dass eine Person aus den in Art. 392 ZGB genannten Gründen nicht dazu in der Lage ist. 

Luzern, 10. April 2006 

Christoph Häfeli

